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ÜgjmutKohl: 

Aus der NRW-Wahl 
Je richtigen 
Schlußfolgerungen 
2'ehen 
nach der wl2     Helmut Kohl hat njcht die Absicht, 
rhein-We«H i erlage bel der Landtagswahl in Nord- 
dern und n den Bonner Regierungskurs zu än- 
*'ehen   iSJ ru °nelle Konseq"enzen im Kabinett zu 
Serer Poiitu  !n 9anz sicher, daß die Grundlinie un- 
der SitzuniM      9 lst"' erklärte er am Montag nach 
?tandes P  -     Präsidiums "nd des Bundesvor- 
klon QutAnKßerte dle ,este Überzeugung, daß die 
hben WPVW    ancen Dei der Bundestagswahl 1987 
Ricntiakou 6' wenn die Mehrheit der Wähler die 
*r*annt ?! derjn Bonn 1982 eingeleiteten Wende 

b|ast ein      ?,e engesichts der übernommenen 
Der K        "scnwieriges Wegstück" sei. 
d6r Polish kÜndigte eine offensivere Behandlung 
beits'osiakC >en SchwerPunkte Bekämpfung der Ar- 
Pr°bleme Slcherun9 der Renten und Lösung der 
f°llen bis 7° der AgrarPolitik an. Nach seinen Worten 

rbesseruUr ZWeiten Jahreshälfte Überlegungen zur 
9estellt werH9 der Situation auf dem Arbeitsmarkt an- 
der "VerleurnHn' Be' den Renten gehe es angesichts 
darurn den D 9Skampagne" der Sozialdemokraten 
k    Renten      ntnem deutlich zu machen, wer ihnen 

abs'chtigt9eSIChert habe und was für die Zukunft 
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Wir haben unser Ziel nicht erreicht 
Vor der Presse in Bonn sagte der Kanz- 
ler: Wir haben heute — wie das nach al- 
len Wahlen üblich ist — im Parteipräsi- 
dium und im Parteivorstand sehr eindeu- 
tig den Wahltag in Nordrhein-Westfalen 
analysiert. Er brachte uns eine schwere 
Wahlniederlage. Ich bin nicht bereit — 
niemand von uns ist bereit —, über die- 
ses Thema hinwegzureden. Der Wahlsie- 
ger heißt SPD und hier vor allem 
Ministerpräsident Rau. 
Es ist den Sozialdemokraten ganz offen- 
sichtlich gelungen, in diesem Wahlkampf 
durch eine sehr personenbezogene Dar-' 
Stellung die Sachthemen, auch die gewich- 
tigen Sachthemen in Nordrhein-Westfalen 
zurücktreten zu lassen. In dieser Persona- 
lisierung sehen wir einen entscheidenden 
Teil des Wahlsiegs der SPD. Unsere Freun- 
de in Nordrhein-Westfalen haben mit der 
Führung der Bundespartei gemeinsam ge- 
kämpft mit einem erheblichen Einsatz — 
das gilt nicht zuletzt für die beiden Landes- 
vorsitzenden, Bernhard Worms und Kurt 
Biedenkopf, aber auch alle anderen. 

Wir müssen unsere Wähler 
wieder zurückgewinnen 
Wir — auch ich selbst — haben versucht, 
unser Möglichstes zu geben. Wir haben un- 
ser Ziel nicht erreicht. Bei einer Analyse der 
jetzt vorliegenden Zahlen, und das ist et- 
was wesentlich anderes als das, was ge- 
stern abend über Wählerströmungen zum 
Teil schon eine halbe Stunde nach Ende 
der Wahl dargetan wurde, zeigt sich die 
Problemstellung in zwei oder drei Zahlen: 
zunächst in der Veränderung der Wahlbe- 
teiligung von 80 Prozent auf 75,3 Prozent 
am gestrigen Tag. Für unsere Wahlniederla- 
ge ist entscheidend, daß wir im Vergleich 
zur Wahl 1980 — ich nenne jetzt gerundete 
Zahlen — von 4240000 Stimmen auf 
3460000 Stimmen abgesunken sind. Das 
ist eine Differenz von rd. 800000 Stimmen. 
Demgegenüber haben die Sozialdemokra- 
ten — das ist der andere interessante Zah- 

lenvergleich - von knapp 4760000 zuge- 
nommen auf gut 4940000. Das ist eine Zu- 
nahme von weniger als 190000 Stimmen- 
Sie führt aber — wegen des insgesamt s^ 
groß gewordenen Abstands — zu diese 
gewaltigen Distanz nach Prozenten der ab- 
gegebenen Stimmen. Für uns heißt die He - 
ausforderung bei künftigen Wahlen in Nor^' 
rhein-Westfalen — ob das Kommunaiw*1' 
len oder Landtagswahlen sind, ob das a' 
nächste Bundestagswahl im Februar 19 

ist —, daß wir diese Wählerstimmen z " 
rückholen. Wir sehen dabei eine gute Chajr 
ce, wenn wir aus der Analyse, die wir natu 
lieh noch intensiver vornehmen werden, ° 
richtigen Schlüsse ziehen. 

Ich habe gestern abend erklärt — ich 
Will 

das heute hier wiederholen: Es gibt neb® 
den ohne Zweifel vorhandenen landesp0^ 
sehen   Fragen   nach   dieser   Wahl   aU 

selbstverständlich Anfragen an  Bonn, 
die Bundesregierung. Wir haben mit dies 
Wende der deutschen Politik, etwa bei^it. 
Konsolidierung des Haushalts, unseren M 
bürgern notwendigerweise erhebliche    „ 
fer auferlegen müssen. Diese Opfersin   Q. 

nicht verstanden worden. Die harten ^ .({ 
nahmen waren zwar notwendig;  das *L 
heute genauso wie in der vergangenen    . 
ehe. Aber sie sind von vielen nicht hin   r 

chend als notwendig erkannt worden-    j 
haben w«r einen deutlichen Nachholbeo je 

vor allem in jener Gruppe der Wähler, 
ich eben angesprochen habe, die siche

cpU 
auch in Zukunft durchaus bereit sind, 

t** zu wählen, wenn sie die nötige Über ^ 
gung von der Richtigkeit unserer P" J 

auch für ihr sehr persönliches Schic 

gewinnen. 

Drei Schwerpunkte: 
Arbeitslosigkeit, Renten, 
Landwirtschaft et3 
In der Diskussion über das gestrige c y ßf 

nis   erkennen   wir  aus   bundespol't' 
Sicht vor allem drei Themenfelder. 
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schain I1"berSehbar' daß mlt dem Wirt- 
AusnahChen Aufs<*wung, der ja mit 
erkenJT6 Wen,ger Branchen deutlich 
bau d. I ISt' der Stopp und der Ab" 
konor.!! Arbeltslosl9kelt zelt,ich nicht 
i0  £l.   nt sein konnte. Das war zwar 
aber T^ Wlrtschaftszyklus   anders, 
üns a..?   at sich 9estern vo" gegen 
^ichttf^W,rkt- Das wird auch eine 
sein.       Verlegung im Blick auf 1987 

habe 
Wi, 
Refiten 6

e
n' 2Um zweiten- in der Frage der 

der9leich 'nen Verleumdur|gsfeldzug son- 
nur 

ialigen 

"urirnn«en ~ in einer Weise. wie wir es 
darnaliQen 

eJ?ber 1982' Januar 1983 bei der 
Wir werdp 7etenkampagne erlebt hatten. 
Aufk'ärUno mit ^erster Konsequenz 
^^hen 1 eit betre'ben und deutlich 
Uri^      • wie die wirkliche Lage ist. 

9anze
aS

R
dr'tte peld: Es ist spürbar in einer 

Ausei       V°n Wah,kreisen " natürlich 

?er SPD^i??6*2""9 mit dem Anti-Amerikanismus 
^rdie" wird verschärft 

nicht im Ruhrgebiet, sondern im Münster- 
land oder in der Eifel und anderswo — daß 
sich die erhebliche Unruhe bei unseren 
Bauern, die wir insgesamt im Bundesgebiet 
beobachten, auch bei dieser Wahl negativ 
auswirkt. Die Erblast von vielen Jahren, die 
wir vorgefunden haben — und dazu gehört 
die Überproduktion der EG — läßt sich lei- 
der nicht in kurzer Zeit abbauen. 

Hier haben wir also eine ganze Reihe 
von wichtigen Konsequenzen zu zie- 
hen, und wir werden sie auch ziehen. 
Wir sind uns darüber einig, daß für ei- 
nen Erfolg im Februar 1987 — und das 
gilt übrigens auch 1986 für einen Er- 
folg der CDU in Niedersachsen und der 
CSU dann im Spätherbst in Bayern —, 
daß dafür die Koalition als Ganzes er- 
folgreich arbeiten muß und daß jedes 
Sich-Profilieren auf Kosten des Part- 
ners mit Sicherheit 
fraglich sein wird. 

dem Ganzen ab- 

r d'e Bu H       verscnarft 
JtüriiCr| "destagswahl ergibt sich für uns 

r2u erwarb aUS der Wahlbeteiligung, 
?6kt've  \rl ? ,Stl eine völli9 andere Per- In  rj •   '^n  nonU.    .... irTKt'Ve lohT • eine vo,"9 andere Per- 
h der LaQP c 

nke' wir werden sehr wohl 
r. ar 1987 a. ?•"' im FrühJahr oder im Fe- 
* Politik in-, 'mP°n'erende Erfolge unse- 
dlaatsfinan2Tn !

reich der Wirtschaft, der 
2! ^WePtsrh t

er Renten' der Famil''en, 1 **u22T' der inneren Sicher- 
5>C wlrn 6r WahlkamPf zur Bun- 
CL Stark be^ti mit Sicherheit auch noch 
>üng inn!S!,mmt werden von der Ent- 

Ä>a mT* der NAT0 im 2usam" 
ri. handlungen  f."Jaufenden Abrüstungs- 

d es wird vor allem mit 
einer   großen 

A,     Sozial" w,,u es wir 

s<>zu einer gr°ßen 
halb S!ei9enden An? A

kommen- angesichts 
Cr* der SozfaiH       Amerikanismus inner- 

C!estemscSm0kratfechen Partei- Wir 
Vherben uZlTn' tr0t2 der schweren 

C^dC*^ v°n gestern, diese 
Ö *uhr offend"9 96rade auch an Rhein rens'v zu führen. 

Ich weiß, daß dieses Wahlergebnis für un- 
sere Freunde in Nordrhein-Westfalen auch 
menschlich bedrückende Perspektiven auf- 
weist - ich will das ganz offen anspre- 
chen. Als einer, der aus einem Partei-Kreis- 
verband kommt, der seit vielen Jahren un- 
ter der Herrschaft einer SPD-Mehrheit lebt, 
habe ich eine sehr konkrete Vorstellung, 
welche Konsequenzen so etwas im inner- 
parteilichen Leben hat. Gerade weil das so 
ist, sind wir fest entschlossen — die Bun- 
despartei und auch ich ganz persönlich — 
gemeinsam mit den Freunden in Nordrhein- 
Westfalen das jetzt Mögliche zu tun. Bern- 
hard Worms und Kurt Biedenkopf werden 
sicherlich gleich noch ein Wort mehr dazu 
sagen. Wir haben uns insbesondere nach 
den Erfahrungen, die wir gestern - einmal 
mehr, muß ich leider im Blick auf die Ver- 
gangenheit sagen  -  im Ruhrgebiet  ge- 
macht haben, vorgenommen, hier eine Rei- 
he   von   sehr   konkreten   Veränderungen, 
auch von organisatorischen, vorzunehmen.' 
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Bundesvorstand: 

Brandts verleumderischer Angriff 
auf Heiner Geißler zurückgewiesen 
In der „Bonner Runde" von ARD 
und ZDF, in der die Parteivorsit- 
zenden zum Ergebnis der nord- 
rhein-westfälischen Landtagswahl 

Stellung nahmen, kam es am 
Sonntagabend zu einem lautstar- 
ken Streit zwischen Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl und SPD-Partei- 
chef Willy Brandt, als dieser Hei- 
ner Geißler als den „schlimmsten 
Hetzer in diesem Land" bezeich- 
nete. Mit dieser unglaublichen 
Entgleisung beschäftigte sich 
auch der Bundesvorstand der 
CDU und gab folgende Stellung- 

nahme ab: 

Der Bundesvorstand weist die ver- 
leumderischen und beleidigenden 

Angriffe des SPD-Vorsitzenden Willy 
Brandt gegen CDU-Generalsekretär 
Heiner Geißler mit aller Entschieden- 
heit zurück. 
Wer einen demokratischen Politiker 
wie den CDU-Generalsekretär in Ver- 
bindung bringt mit dem Propagandi- 
sten des nationalsozialistischen Un- 
rechtsregimes, verwischt bewußt den 
Unterschied zwischen legitimer und 
notwendiger Kritik eines demokrati- 
schen Politikers und den Verbrechen 
eines totalitären Demagogen. 

Willy Brandt unternimmt mit diesen un- 
verzeihlichen Ausfällen und Entgleisun- 
gen gegen den Generalsekretär der 
CDU den Versuch, von dem gefährli- 
chen Anti-Amerikanismus der SPD ab- 

zulenken und Kritiker dieser Politik der 
SPD zu verteufeln. 
Willy Brandt zeigt mit seiner maßlosen 
Reaktion, daß der Generalsekretär der 
CDU mit seiner Kritik am Anti-Ameri- 
kanismus der SPD den Kern der Sache 
getroffen hat. Heiner Geißler hat rni 
seiner Kritik an der von der SPD betrie- 
benen Verharmlosung der Sowjetunio 
und der gleichzeitigen politischen Kri- 
minalisierung der USA die volle Unter- 
stützung der CDU. 
Willy Brandt will mit seinen unvertre - 
baren   Anwürfen   die   Tatsache   ^e 

schieiern, daß die Mehrheit der SPD ' 
zwischen die Fähigkeit verloren hat z 
erkennen, welche Werte wir verte' 
gen, wer diese Werte bedroht und w 
unsere Freunde sind. 

Heiner Geißler zu Brandt 
Ich halte den Vorwurf, daß die SPD  ' 
Sowjetunion verharmlost,  deren 
brechen verschweigt, die Vereinig, 
Staaten   politisch   kriminalisiert      - 
langfristig den Austritt aus der N^ 
vorbereitet, ausdrücklich aufrecht. 

Die maßlosen Ausfälle von Willy Bran 
im Deutschen Fernsehen beweisen 
diglich seine Wut über die fruhze 
Aufdeckung der neutralistischen 

der SPD. „vom 
Die CDU wird sich auch in Zukurm ^ 
Vorsitzenden der SPD und der so ^ 
stischen     Internationale     nicht     ^ 
schüchtern und davon ablenkein 
sen, die Wahrheit über die gefan 
Kursänderung der SPD zu sagen- 
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NRW-WAHL 

Sgrnhard Worms: 

|s müssen auch organisatorische 
tntscheidungen getroffen werden 
Wo°r^einiut Kohl ergriff Bernhard 
schen i r Vorsi*zende der rheini- 

dankJL despartei' das Wort und 
Bi

edeniT auch lm Namen von Kurt 
desv^rK°pf' VorS'tzender des Lan- 
dern £?*?de» Westfalen-Lippe - 
herais"ndesvorsltzenden, dem Ge- 
für die h 6tar und der B"ndespartei 
ir^ WahVu rvorra9ende Unterstützung 
WOrmS: 

ampf- U- a" sa9te Bernhard 

der Narhukeinen Landtagswahlkampf in 
*Us and 9SZeit' wo so viele Freunde 

Uns9ehn?fren deutschen Bundesländern 
Sta|tUnQp K haben- Wir haben 652 Veran- 
?Us and^r bestreiten können, wo Redner 

ertüqUn„
n Bundesländern sich uns zur 

nis brLt9 ?eStellt haben- Das Wahlergeb- 
^er nnoK     s mit sich- was man auch noch 
u^gie^n-Sk 9Ut fundiert vorbereiteten 
K°nnte  w einkalkulieren  kann  und 
?ner solch haben überhan9mandate in 

SwahlQp 
2ahl' daß- obwohl das Lan- 

26nerell ?.?•?•!? Uns nur 50 Reservelisten 
> C&Uhi S'9t' alleine die Reserveliste 
?n b«deu L iatzziffer 64 zieht- Be* 88 81t- 
?r «feral? ' daß wir fast zwei Dritte" 
r> neu« uT Fraktion verlieren und 
v n Worten M,t9lieder ersetzen. Mit ande- 
in°r,nwichtiaen

eS
A
k?mmt eine Qanze Reihe 

% Lhalb de  F«l5aben' die mit FÜhmng 

s   Partej ,? f aktlon und auch innerhalb 
Ur Aus 

hab6n' aUf UnS ZU- 
5IS Ar>gre"e?,la°e: Wlr mußten kamPfen 

r- wir waren Opposition und 

sind Opposition im Lande Nordrhein- 
Westfalen. Dabei hatten wir als Marschge- 
päck die Verteidigung der Bonner Politik 
und das brachte uns dazu, daß wir uns 
konzentriert haben auf einige wenige 
Sachschwerpunkte wie beispielsweise 
Staatsverschuldung, Das Problem der Er- 
haltungssubventionen im Revier, fehlen- 
der Mut, Neues zu wagen, und daneben 
als landespolitische Schwerpunkte die Fa- 
milienpolitik und die Bildungspolitik. Das 
war, ist und bleibt auch nach unserer heu- 
tigen Einschätzung — die Debatte über 
die kommende Regierungserklärung wird 
das auch wieder zeigen — die objektive 
Lage im Lande. 

SPD ist den Sachfragen 
ausgewichen 
Die subjektive Lage, das subjektive Be- 
wußtsein des Wählers war allerdings völlig 
anders. Wir müssen heute feststellen, daß 
es der SPD geglückt ist, an der Spitze Jo- 
hannes Rau, sich sehr viel stärker auf das 
subjektive Bewußtsein des Wählers einzu- 
stellen, nämlich auf die Frage, soll er Mini- 
sterpräsident bleiben oder soll ein neuer 
Ministerpräsident kommen. Die Zahlen 
sprechen eindeutig für Johannes Rau. Das 
hat die SPD im Wahlkampf eindeutig auch 
nach vorne getragen. Sie hat sich keiner 
einzigen Sachdiskussion gestellt. Man 
muß im Nachhinein auch sagen, daß es 
überhaupt nicht geglückt ist, Fachfragen 
oder Sachfragen in der heißen Phase des 
Wahlkampfes  überzubringen,  selbst das 
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Thema  „Neue Armut"  ist in dem Sinne 
nicht     übergekommen,     ausgenommen 
Mieterhöhungen in den großen Genossen- 
schaften, die wir ja in einem sehr starken 
Maße im Lande Nordrhein-Westfalen ha- 
ben Denken Sie bitte daran, daß wir uber- 
proportional hohen Mietwohnungsbau im 
Lande   Nordrhein-Westfalen   haben,   daß 
dies alles irgendwo verbunden wurde im 
Unterbewußtsein mit Vorgängen, die mit 
der Wendepolitik in Bonn etwas zu tun ha- 

ben. 
Unser Versuch, die Beseitigung der Ar- 
beitslosigkeit in Verbindung zu bringen 
mit Aufschwung und damit der Wirt- 
schaftspolitik, ist nicht geglückt, sondern 
sehr viel stärker ist die sozialpolitische 
Komponente, wie sie die SPD auch plaka- 
tiv zum Ausdruck gebracht hat, „Politik 
muß wieder menschlich werden", in wei- 
ten Teilen der Bevölkerung angenommen 

worden. 
Der Bundeskanzler hat schon auf das hin- 
gewiesen, daß es uns nicht geglückt ist, 
Unser eigenes Wählerklientel zu 100 Pro- 
zent zu mobilisieren. Wir sind allerdings 
davon ausgegangen, daß uns dies mög- 
lich sei, auch letzte und jüngste Hinweise 
aus Befragungen deuteten darauf hin, daß 
unsere eigenen Mitglieder mit 94 und 98 
Prozent mobilisiert seien. Das Ergebnis .st 
allerdings ein anderes. 

„Ich stehle mich nicht 
aus der Verantwortung" 
Im Blick nach vorne: Ich sage aus meiner 
Funktion als rheinischer Vorsitzender: Ich 

stehle mich nicht aus der Verantwortung- 
Das heißt mit anderen Worten, ich re* 
gniere nicht, ich werde die mir von a 
Partei übertragene Funktion nutzen, o 
auch die organisatorischen Entscheid 
gen im Lande Nordrhein-Westfalen get 
fen werden, die einfach notwendig si 
damit es auch ein NRW-Bild der CDU 9> 
Das hat tiefgehende geschichtliche v 
zeln, das hat nichts mit den letzten 
Monaten oder mit den letzten fünf Jan 
zu tun, auch, wenn das immer wieder y 

sagt wird. 

Ich möchte doch hier ganz eindeutig f* 
stellen: Dieser Wahlkampf ist zusam    r 
vorbereitet worden  zwischen  Wes 
und Rheinland, zwischen Herrn B'      e 

köpf und mir. Wir haben eine gro»*   fl. 
Unterstützung der Bundespartei dap      r 
nossen und auch gefunden. Wir        „. 
auch beide die daraus resultierenden ^ 
Sequenzen im Sinne des Auftrage*.^ 
der  Bundeskanzler uns auch  mit    $ 
nach vorne mitgegeben hat eben      ^ 
Bundesvorstandssitzung,   sprich.        vöf 
Arbeit. Neue Entscheidungen Heg  jn %\ 
uns. Die Bundestagswahl 1987 isx   ^ 
Monaten bereits da. Alles, was im       <y 
dieser Bundestagswahl nunmehr      ^ 
schehen hat, wird unsere Aufgab   ^ 
und wir werden mit den Gremien u   ^ 
nordrhein-westfälischen Partei neu   j(je 
spätestens auf den anstehenden     ü(1 

Landesparteitagen in dieser Zie'     $p 
so  diskutieren,  daß  wir  sicherMc. y 
Jahr und Tag hier auch zu einem s 
kreten Ergebnis kommen werden- 

Ergebnisse der Landtagswahlen seit 1947 
1947    1950    1954    1958    1962    1966    1970    197_Sj*U 

Partei 

CDU 
SPD 
FDP 
GRÜNE 
Sonstige 

37,5 
32,0 

5,9 

36,9 
32,3 
12,1 

41,3 
34,5 
11,5 

50,5 
39,2 

7,1 

46,4 
43,3 

6,9 

42,8 
49,5 

7,4 

24,6 18|7     12,7       3,2       3^ 03_ 
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* NRW-WAHL 

ISHÜH. Biedenkopf: 

Enthaltungen sind keine Bequemlichkeit, 
sondern ein politisches Signal 
Kü^^älische Landesvorsitzende 
da^w" Biedenkopf ergriff ebenfalls 
hard \u rt Und dankte zunächst Bern- 
sat?,°rms fur seinen riesigen Ein- 
reir nu   würdigte besonders die 
dem    ysische »enorme Leistung", in 
We«« r,oßen Bundesland Nordrhein- 
sent ,

a,en an fast allen Stellen pra- 
ted* uSeln' Dann wandte sich Kurt 
te u Inkopff der Analyse zu und führ- u.a. aus: 

Qs f-ar)dtagswahl, abgesehen von den 
kan2iP 

folgerun9en- die der Bundes- 
2o9en hnd Bemhard Worms bereits ge- 
dieh ri n' ist mit Sicherhe't auch 
lün9en Starke EntP°litisierung, die ge- 
das Wi'

S!; Qeprägt. Die Personalisierung, 
der Sta t 

fÜhl' die Grundtendenz, daß 
Und dieR-fÜr die Probleme zuständig ist 
hat 2u 

Bür9er für ihre eigene Entfaltung, 
sion gefrher EntPol'tisierung der Diskus- 
SchWieri 9e9en die es außerordentlich 
GeitUn

g lst-  Politische Argumente zur 
derODD U bringen- Vor allen Dingen aus 
*Uch für°

Sltü0n und das ist wahrscheinlich 
tj9. |n d 

2ukunftige Wahlen nicht unwich- 
tigen [? Maße- in dem eine Landschaft 
d'e Schw tisch entleert wird. werden 
fn°rrne l

nkun9en größer. Wir haben ja 
v an'krek hwankun9en innerhalb der 

ah|ersrh l? wen'9en Jahren gehabt. Die 
Müssen w Wird ambivalenter. Und dann 
9evvöhne

Wlr Uns ganz sicher auch daran 
Po|'tische ndaß Enthaltun9en auch eine 

Demonstration sind, also das 

Nichtwählen ist nicht nur eine Sache der 
Bequemlichkeit, sondern auch ein politi- 
sches Signal. Ganz zweifellos haben sehr 
viele potentielle CDU-Wähler an diesem 
Sonntag nicht gewählt, um ein solches Si- 
gnal abzugeben, zu sagen: wir sind nicht 
zufrieden, ohne sich bereits für eine politi- 
sche Alternative zu entscheiden. 

Das Dilemma, in einem großen Bundes- 
land aus der Opposition gegen die Lan- 
desregierung anzutreten, wenn gleichzei- 
tig die eigene Partei in der Bundesregie- 
rung Verantwortung trägt, ist in Nord- 
rhein-Westfalen besonders deutlich ge- 
worden. Angesichts der Größe des Lan- 
des (28 Prozent der Bevölkerung) gibt es 
in Nordrhein-Westfalen keine Landtags- 
wahl, die frei von Bundespolitik ist. Die 
CDU in Nordrhein-Westfalen mit ihren 
rund 268000 Mitgliedern setzt sich über- 
wiegend aus Mitgliedern zusammen, die 
erst lernen müssen, die politische Verant- 
wortung einer CDU-Bundesregierung mit- 
zutragen. Die meisten Mitglieder haben 
das bis 1982 nicht gekannt. Und wir haben 
auch daraus ein erhebliches Problem bei 
der Mobilisierung gehabt. Trotzdem ist die 
Mobilisierung erstaunlich gut gelungen. 

Letzter Punkt: wir haben in der nordrhein- 
westfälischen CDU erneut erkennen müs- 
sen, daß wir aus unserer Organisation in 
zwei große Landesverbände, die zudem 
noch die beiden größten der Bundespartei 
sind, negative Wirkungen haben. In der 
Dualität dieser beiden Parteien, also in der 
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Patt- und Paritätensituation, ist immer po- 
tentiell auch Konfliktstoff angesammelt 
und wir werden uns darüber unterhalten, 
wie wir das abbauen. Wir werden uns vor 
allen Dingen auch darüber unterhalten, 
wie wir die Teilung des Ruhrgebietes auf 
die beiden Landesverbände überwinden 
können. Einer einheitlichen Ruhrgebiets- 
Strategie steht die gegenwärtige Struktur 
eher im Weg. Das hat sich schon in den 
siebziger Jahren gezeigt und jetzt wieder. 

Die geringsten Verluste 
im Wahlkreis Krefeld 2 
Als überraschend hat das infas-lnstitut in 
Bad Godesberg den „Ausschlag des po- 
litischen Pendels" bei den Landtagswah- 
len in Nordrhein-Westfalen bezeichnet. In 
einer Wahlanalyse für die Deutsche Pres- 
se-Agentur kommt das Institut u. a. zu 
folgenden Schlußfolgerungen: 

Für Parallelen bei den großen Parteien 
muß man historisch weit zurückgehen. 
Das Ergebnis für die SPD lag mit 52,1 Pro- 
zent ganz klar über den bisher besten 
Marken von 1966 (49,5 Prozent) sowie der 
Bundestagswahl von 1972 (50,4 Prozent). 
Nordrhein-Westfalen liegt damit an der 
Spitze der sozialdemokratisch geführten 
Länder, noch vor Hamburg und Bremen 
mit je 51,3 Prozent. Johannes Rau konnte 
den Triumph Oskar Lafontaines an der 

Saar von Anfang März noch um drei Punk- 
te übertreffen. 

Wie die Umfragen und die Wahlanalysen 
von infas im Auftrag der ARD zeigen, ver- 
stärkten sich in den letzten Tagen vor der 
Wahl einige Tendenzen und ergaben einen 
kräftigen Schub in Richtung auf die Reg'e' 
rungspartei. Das bremste den neuen 
Schwung der FDP, drängte die Grünen 
weiter an den Rand und löste schließl'cP 

eine Bewegung zwischen den Große 
aus, die die CDU am Ende 6,7 Prozent' 
punkte kostete und der SPD 3,7 Prozen' 
punkte einbrachte, insgesamt ein „Pende^ 
schlag" von über 10 Punkten. Gegenübe 
der Bundestagswahl vom März 1983 & 
trug der CDU-Verlust sogar 8,7 und °e 

SPD-Gewinn 9,3 Punkte. 

Der Pendelschlag war nicht in allen W* 
kreisen gleich stark. Am schwächsten J Q 

er im Wahlkreis 59 (Krefeld 2) mit + «. 
für die SPD und - 3,8 für die CDU a" ' 
am kräftigsten im Wahlkreis 6 (Heinsbe 
2) mit + 6,1 für die SPD und -9,8 für ° 
CDU. Es gab aber keinen Wahlkreis, 
gegen den allgemeinen Trend  9elaU ^ 
wäre. In sämtlichen 151 Wahlkreisen 9 
es Gewinne für die Sozialdemokraten, 
schwankten zwischen 1,4 Punkten &** 
6) und 6,1 Punkten (Heinsberg 2). In sa^e 

liehen Wahlkreisen gab es Verluste für ^ 
Christdemokraten; sie variieren von

kten 
Punkten   (Krefeld  2)   bis   10,4  Pun* j 
(Mönchengladbach 2). 

ii iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiimiiii i iiiiiiiiii um iiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiii "Il1" 

Sitzverteilung in den Landtagen seit 1947 
Partei 1947 1950 1954 1958 1962 1966 1970 1975 1980_ 

95 
CDU 92 93 90 104 96 86 95 95 

SPD 64 68 76 81 90 99 94 91 

FDP 12 26 25 15 14 15 11 14 
GRÜNE ; — . - — :   e— — — — 
ZENTRUM 20 16 9 — — — 
KPD 28 12 
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• WOHNUNGSBAU 

Eigenes Häusle künftig steuerfrei 
llc? BUndesregierung will die steuer- 
et e F°»"derung des Wohnens In den 
1987      vler Wänden ab 1- Januar 
des neu re9eln- Dle Besteuerung 
tum Selbst9enutzten Wohneigen- 
ist pi 80" ln Zuk"nft wegfallen. Dies 
Es « i? wlcht'ge Weichenstellung. 
aleSt   Um -wen|ga'' Staat". Zu- 

trieb   S°" neben Sozla,rente» Be" 
cher

8rente> Privatsparen und -versi- 
ais 4 M

das eigene Haus vermehrt 
vor^ aule der Alters- und Lebens- 

rs°r9e treten. 

Qje heutige §-7b-Förderung wird ver- 
fUnq 

6ssert- D«e Obergrenze der Anschaf- 
fung" °der Herstellungskosten für den 
Von ^2enti9en Absetzungsbetrag wird 
(Mehrf 2°0000   und   250000   Mark 
Mark nhaus) auf allgemein 300000 
Vor(jb

an9enoben- Der von vornherein nur 
2ug Vo

r9Khend 9eltende Schuldzinsenab- 
drej Jah 2u 1°000 Mark für insgesamt 
Weg       e fallt ab 1. Januar 1987 freilich 

aus wäh mlt Kindern ernalten darüber hin- 
einen J}rend der achtjährigen Förderzeit 
Und j ^teuerabzug von 600 Mark je Kind 

1. Kind ' Und 2War künfti9 schon ab dem 
Die n 
nut*te w Förderun9 so" für das selbstge- 
9entüm gentum gelten, das der Ei- 
kauft p.r ab 1. Januar 1987 herstellt oder 
schafftet V°r diesem Zeitpunkt ange- 
tum, f(jr ri

0der hergestelltes Wohneigen- 
^'etwert K heUte als Nutzungswert der 
Set2en ist üglich aller Unkosten anzu- 
rege|Un ' 9'bt es eine Vertrauensschutz- 
^eurenpi r diese »Alt-Fälle" wird die 

ye|ung erst nach einer Übergangs- 

frist von längstens 12 Jahren greifen, so 
daß plötzliche Schlechterstellungen für 
diejenigen, die noch nach altem Recht 
bauen oder kaufen, vermieden werden. 

Mietwert des eigenen Häusle 
geht Finanzamt nichts mehr an 

Bisher wird der Nutzungswert einer Woh- 
nung in einem völlig selbstgenutzten Haus 
pauschal in Anknüpfung an dessen Ein- 
heitswert besteuert. Der Nutzungswert ei- 
ner selbstgenutzten Wohnung in einem 
sonst vermieteten Haus wird hingegen 
nach der Marktmiete bemessen. In der 
Bundesrepublik Deutschland leben fast 
zehn Millionen der etwa 24 Millionen Haus- 
haltsgemeinschaften, das sind rund 42 
Prozent, in den eigenen vier Wänden. 
Mit dem Wegfall der Nutzungswertbe- 
steuerung brauchen künftig die Steuer- 
zahler unter ihnen dem Finanzamt keine 
„Einkünfte" aus der selbstgenutzten Woh- 
nung mehr zu erklären. Damit entfällt im 
Falle teilvermieteter Häuser auch der 
Streit mit dem Finanzamt über die Höhe 
des Mietwerts der selbstgenutzten Woh- 
nung. Zahlreiche ältere Mitbürger, die nur 
deshalb beim Finanzamt „verwaltet" wer- 
den, weil sie den Nutzungswert ihres in- 
zwischen entschuldeten Hauses zu ver- 
steuern haben, werden nichts mehr mit 
dem Finanzamt zu tun haben. Der Rent- 
ner, der vielfach erst durch das Zusam- 
mentreffen von Nutzungswertbesteuerung 
und Ertragsanteilbesteuerung seiner Ren- 
te Steuern zahlen muß, wird künftig nicht 
mehr dafür „bestraft", daß er sich ein 
schuldenfreies Häuschen erarbeitet hat. 
Der Hauptvorteil der geplanten Neurege- 
lung liegt also weniger in einer massiven 



uiu w • 16. Mai 1985 • Seite 10 

Die Konjunktur hat noch genügend Treibstoff 
In der deutschen Wirtschaft überwiegen weiterhin die expansiven Kräfte. Nach- 
dem die Aktivitäten zu Jahresanfang längere Zeit durch den ungewöhnlich 
strengen Winter gedämpft worden waren, erwartet die Bundesregierung, daß 
sich die gesamtwirtschaftliche Aufwärtsentwicklung im weiteren Verlauf des 
Jahres fortsetzt. Eine ähnliche Prognose hatten die wirtschaftswissenschaftli- 
chen Forschungsinstitute in ihrem jüngsten Gemeinschaftsgutachten abgege- 
ben. 

Nach Ansicht des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes hält die Konjunktur 
in der Bundesrepublik Deutschland im Frühjahr 1985 nach der kräftigen Steige- 
rung im zweiten Halbjahr 1984 knapp das erreichte hohe Niveau. Belastend wirke 
der witterungs- und auftragsbedingte Einbruch am Bau, die schwache Entwick- 
lung im bauorientierten Handwerk und die nur mäßige Zunahme des privaten Ver- 
brauchs. 

Die ausgesprochen positive Grundstimmung hat nach Ansicht des Sparkassen- 
verbandes durch die Hannover-Messe im April weiterhin Auftrieb erhalten. In die- 
sem Jahr werden die realen Ausrüstungsinvestitionen nach den Berechnungen 
des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR) 
erstmals wieder das Niveau von 1980 übersteigen. 

Verbesserung der materiellen Förderung 
als vielmehr im verwaltungsvereinfachen- 
den und bürgerfreundlichen Wegfall der 
Nutzungswertbesteuerung, und zwar für 
Alt-Fälle und Neu-Fälle. Dies ist die beste 
Form der dauerhaften Förderung des „er- 
lebten Eigentums". 

Jetzt bauen 

Wer jetzt ein Haus oder eine Eigentums- 
wohnung bauen oder kaufen will, stellt 
sich die Frage, ob er dies noch im laufen- 
den Jahr und 1986 oder aber erst ab 1987 
tun soll. Grob vereinfacht gilt: 

— Wer ein Zwei- oder Mehrfamilienhaus 
bauen oder kaufen und eine Wohnung 
selbst nutzen will, für den dürfte das der- 
zeitige Recht günstiger sein. Der volle 
Schuldzinsenabzug ist — bei der üblichen 
hohen Fremdfinanzierung — auch für die 
selbstgenutzte Wohnung dann noch für 
mindestens 12 Jahre möglich. 

— Für Bau- oder Kaufwillige eines Einfa- 
milienhauses oder einer Eigentumswoh- 
nung, die kein Kind haben, ist bis zu Her- 

stellungs- oder Anschaffungskosten 
275000 Mark ebenfalls die geltende Reg»' 
lung (7b-Abschreibung und drei Jahre D 
zu 10000 Mark Schuldzinsenabzug) 9Ü 

stiger. Natürlich hängt auch einiges i° 
Anteil der Eigenmittel und damit von ° 
Möglichkeit des Schuldzinsenabzugs a ' 

— Hat die bau- oder kaufwillige Far^s 

ein Kind, so schlägt die Neuregelung ° ^ 
Steuerabzugsbetrages von 600 Mark 
Buche. r 

Für die  meisten  bau- oder kaufwiH'Ö 
Bürger gibt es deshalb keinen Grund-' 
Pläne aufzuschieben. Im Gegenteil: 
derzeitig niedrigen Bau- und Immc-h"' ^ 
preise und Zinsen sollten Anreiz 9*. 
sein, nicht abzuwarten, sondern die 
oder Kaufabsicht planmäßig in die Tat 
zusetzen. Tatsächliche oder vermein»    f 
Vor- oder Nachteile der jetzigen ode!|tnj5 
späteren Ausgestaltung sind im Ve.rh* jcnt 
zu anderen Gesichtspunkten häufjfl jfieit 
so entscheidend. Und die Steuerte ^d 

des Mietwerts gilt künftig ja für Neu-   ^ 
Alt-Fälle. 
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KOMMUNEN 

Appell an Städte und Gemeinden: 
Jetzt kräftig investieren! 
m^Y0Ritzende der KPV und Parla- 
desi    ,Sche Staatssekretär im Bun- 
schm-lf nministerium, Horst Walten- 

de nrl     hat an die städte und Ge" 
nenonc" aPPelliert, ihren neugewon- 
ker ?   F,nanzspielraum „noch stär- 
stent  ?ut2en und bisher zurückge- 
ln Ai:

e '"vestitionen möglichst bald 
BauvLvT zu nehmenu. Dies helfe der 
Platte!      haft und slc"ere Arbeits- 
Saarh 'meinte Waffenschmidt in 
der krüUCken auf der Bundestagung 

*0nimunalkassenverwalter unalkassenverwalter. 

^dringlichen  Investitionsbedarf  sieht 
uü Staatssekretär vor allem im Um- 

^'tschutz, be 
neuerur 
Waffer 

ünstige^ . 

hätten
esKommunen- lm ver9an9enen Jahr 

nnr»_ v     1-4 Milliarden Mark mehr einge- 

baute bei der Bauunterha|tung, der 
serUna

rn®Uerun9 und Wohnumfeldverbes- 
ßerst •• Waffer)schmidt zeichnete ein äu- 
tion der

U.nsti9es Bi'd von der Finanzsitua- 

n°rnmen -| 
u,uo" ,v,a"v "'c", cinye- 

Trend w        aus9egeben. Dieser positive 

ten vieie^6 S'Ch fortsetzen- Somit konn- 
stieren rv°mmunen wieder verstärkt inve- 
Schätzte 'H kommunalen Spitzenverbände 
nen vonn^daS Plüs bei den Sachinvestitio- 
!aufend    , tadten und Gemeinden für das 

Die kom        3Uf rund eine Milliarde Marl<- 
den auf r   Unalen Sachinvestitionen wür- 

und 32 Milliarden Mark ansteigen. 

lnS9eVL'2!!r!2,a9e der Kommunen 
letzten "Lthatslch in den 
9ebeSSertei Jahren entscheidend 

1°'1 MiiiJ?     hatten die Kommunen mit 
nan2'erun DM noch das höchste Fi" n9sdefizit in der Nachkriegszeit. 

Im Jahre 1983 betrug das Finanzierungs- 
defizit nur noch  1,2 Milliarden  DM.  Für 
1984 hat es erstmals seit 1949 kein Finan- 
zierungsdefizit mehr gegeben. Die neue- 
sten Zahlen der Gemeindefinanzstatistik 
liegen jetzt vor. Es gab sogar einen positi- 
ven Finanzierungssaldo von über 1,4 Mil- 
liarden DM. Für 1985 wird eine Fortset- 
zung dieses positiven Trends erwartet. 
Dieser Konsolidierungserfolg wäre sicher 
ohne strenge Ausgabendisziplin der Kom- 
munen selbst und ohne die ständige 
Überprüfung der von ihnen selbst beein- 
flußten Ausgaben nicht möglich gewesen. 

Die Erfolge in der Wirtschaftspolitik sind 
die besten Initiativen für die kommunale 
Finanzausstattung. 1984 konnten die Ge- 
meinden z. B. rd. 3 Mrd. DM mehr an 
Steuern einnehmen als im Vorjahr, weil es 
wieder wirtschaftliches Wachstum gibt. 

2. Die Gesamtentwicklung im 
kommunalen Bereich und die 
günstige Konjunkturprognose für 
1985 stimmen optimistisch. 

Viele Kommunen werden wieder in die La- 
ge versetzt, verstärkt zu investieren; die 
kommunalen Spitzenverbände schätzen 
den Zuwachs der kommunalen Sachinve- 
stitionen im Jahre 1985 auf rd. 1 Milliarde 
DM. Die kommunalen Sachinvestitionen 
werden auf rd. 32 Milliarden DM anstei- 
gen. Hinzu kommt, daß die Gemeinden für 
Sachaufwand 1985 weitere 33 Mrd. DM 
ausgeben wollen. Darin enthalten sind 
mehrere Milliarden für Unterhaltungsauf- 
wand an Gebäuden, der für die Bauwirt- 
schaft viele Aufträge bringt. 
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3. Die Gemeinden haben 
klare Zusagen für ihre weitere 
Finanzausstattung: 

Die Kommunen dürfen auch weiterhin da- 
mit rechnen, daß die Bundesregierung zu 
ihrer Mitverantwortung für die Finanzaus- 
stattung der Kommunen steht. Bei Steuer- 
rechtsänderungen, z. B.  den  Steuersen- 
kungen 1986 und 1988, werden überpro- 
portionale Ausfälle der Länder und Ge- 
meinden   ausgeglichen,   sofern   die   Ent- 
wicklung der Finanzausstattung von Bund, 
Ländern und Gemeinden dies begründet. 
Die Gewerbesteuergarantie, die Bundes- 
kanzler Helmut Kohl den Kommunen ge- 
geben hat, gilt unverändert: Weitere Ein- 
griffe in die Gewerbesteuer stehen in die- 
ser Legislaturperiode nicht zur Diskussion 
und kommen auch später ohne ein Kon- 
zept für die Neuordnung des Gemeindefi- 
nanzsystems,  dem  die  Betroffenen  zu- 
stimmen können, nicht in Betracht. 

4. Die Initiativen der 
Bundesregierung zur Rechts- und 
Verwaltungsvereinfachung stärken 
die Möglichkeiten der Gemeinden 
und die kommunale 
Selbstverwaltung: 

a) Der 1. Zwischenbericht der Bundesre- 
gierung zur Entbürokratisierung beweist: 
In 144 Rechtsbereichen werden Verwal- 
tungsverfahren abgekürzt, Auflagen be- 
seitigt und Zuständigkeiten vom Bund an 
Länder und Gemeinden gegeben, damit 
Aufgaben schneller und bürgernah erle- 
digt werden können. Weitere Initiativen 
sind in Vorbereitung. 

b) Der Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung zur Vereinfachung wohnungsrechtli- 
cher Vorschriften macht 500000 Akten bei 
Ämtern überflüssig. Noch 1985 wird das 
Bundeskabinett ein neues vereinfachtes 
Baugesetzbuch des Bundes vorlegen. Da- 
durch sollen rund die Hälfte der heutigen 

Baunormen   gestrichen   oder  wesentlich 
vereinfacht werden. 
c) Mehrere     Entscheidungen     oberster 
Bundesgerichte, z. B. des Bundesverwal- 
tungsgerichtes aus den letzten Monaten 
bekräftigen ausdrücklich Rechte und Zu- 
ständigkeiten der Gemeinden und damit 
der bürgernahen Behörden vor Ort. Vor 
wenigen Tagen erst haben in Karlsruhe 
Präsident, Vizepräsident und Richter des 
Bundesverfassungsgerichtes   sowie   der 
Präsident des Bundesverwaltungsgerich- 
tes in einem sehr eingehenden und inten- 
siven Gedankenaustausch mit der Unab- 
hängigen   Kommission  für  Rechts-  und 
Verwältungsvereinfachung    des    Bundes 
nachdrücklich Rang und Bedeutung der 
kommunalen Selbstverwaltung für Verfas- 
sungsrecht,  Verfassungswirklichkeit  und 
Verfassungsrechtsprechung   hervorgehe' 
ben. 

Bundesregierung 
Helmut Kohl hat die 
Finanzlage der 
Kommunen verbessert 
Ziehen wir nach 21/2Jähriger 
Regierungsverantwortung 
der Bundesregierung Helmut Kohl 
Bilanz, so können wir feststellen: 

1. Die Bundesregierung ist ihrer Mitv**r* 
antwortung für die Finanzlage der Kor"* 
munen gerecht geworden. 
Sie hat die Politik der „Verschiebebahnhö- 
fe" der früheren Bundesregierung zu L*j* 
sten der Kommunen nicht fortgesetzt, 
sondern auf die Finanzlage der Kommu- 
nen Rücksicht genommen. Ihre erfolgre'' 
ehe Politik der Wirtschaftsbelebung un^ 
Konsolidierung hat zusammen mit den ei 
genen Sparbemühungen der Kommunen 
zur Wiedergewinnung des finanzielle 
Handlungsspielraums bei sehr vielen 
Kommunen geführt.  Die Autonomie de 
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ommunen ist deutlich gestärkt worden. 

dj^
r haben 'n wichtigen Bereichen Erfolge, 
vor 3 Jahren noch niemand erwartete. 

nicht Undesregierung verkennt im übrigen 
Korn daß d'e Entwicklun9 nicht ir> allen 
insh Unen gleich P°sitiv verrufen ist und 
seh °ndere Gemeinden in struktur- 
DieVMaChen Geb'eten Probleme haben, 
gen r in solcnen Fällen des notwendi- 
me- ^lnanzaus9leichs zwischen den Ge- 
der

lnden fa"t jedoch in die Zuständigkeit 
nan r' die mit dem kommunalen Fi- 

zausgleich auch über das geeignete 
,nstrumentarium verfügen. 

haltk Bundesre9ierung hat d|e Haus- 
trieb        °lldlerung zielstrebl9 vorange- 

den Kpmmunen haben dabei vor allem bei 
stien sona|ausgaben profitiert. Diese 
v 9en im Jahre 1983 lediglich um 2,9 
v • und im Jahre 1984 nur noch um 1,9 
len T

an; Die für 1985 festgelegten maßvol- 
Öffen

anf' und Besoldungserhöhungen im 
tragb 

hen Dienst werden zu keiner un- 
Haus

aren    Belastung   der   kommunalen 

bellen |undesregierung hat den finan- 
ces" Spielraum der Länder und Ge- 
nan^

en durch die Neuordnung des Fi- 
dem gleichs zwischen Bund und Län- 

der 
lun 

verbessert. 

Bund verzichtet ab 1982 auf die Zah- 
durch ![• S°9enannten Kindergeldmilliarde 
Ausg. •'® Lander. Außerdem wurde zum 
men urt V°n Steuerentlastungsmaßnah- 
Von .• zur Verbesserung der Finanzen 
der Län

(?
ern Und Gemeinden der Anteil 

Von 3? c:       am ^msatzsteueraufkommen 

erhöht rv H" 'm Jahre 1982 auf 34'5 v" H' 
sätziich   LG Lander erhalten dadurch zu- 
Mi||jard    F|nanzmittel von jährlich über 3 
n<anza en, DM" Über den kommunalen Fi- 
Mehrein   KCh   fließen   den   Kommunen 

nnahmen mindestens in Höhe der 

landesrechtlich festgelegten Verbundquo- 
te von über 20 v. H. zu, dies sind deutlich 
über 600 Mio. DM jährlich. 

4. Die erfreuliche Folge der Wirtschafts- 
belebungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
für die Kommunen ist: Ihre Steuereinnah- 
men sind deutlich angestiegen, nämlich 
um 5,4 v. H. im Jahre 1983 und um 6,4 
v. H. im Jahre 1984. Das für 1985 progno- 
stizierte Wirtschaftswachstum läßt er- 
warten, daß sich dieser positive Trend 
fortsetzt. 

Die Bundesregierung hat die wirtschaft- 
lichen Rahmenbedingungen verbessert 
und damit die Wirtschaft wieder in 
Schwung gebracht. Im Jahre 1983 stieg 
das Bruttosozialprodukt um 1,3 v. H., im 
Jahre 1984 wuchs es doppelt so stark, 
nämlich um 2,6 v. H. Für 1985 hält der 
Sachverständigenrat sogar ein Wachstum 
von 3 v. H. für möglich. Zur Wirtschaftsbe- 
lebung war auch ein Eingriff in die Gewer- 
besteuer notwendig. Wie Sie wissen, ist 
die Hinzurechnung von Dauerschulden 
und Dauerschuldzinsen bei der Gewerbe- 
steuer in zwei Stufen begrenzt worden. 
Die Bundesregierung hat es allerdings — 
und das ist entscheidend — nicht dabei 
belassen, nur eine für die Kommunen be- 
lastende Maßnahme zu beschließen. Viel- 
mehr hat sie den Kommunen gleichzeitig 
einen selbstverwaltungsgerechten Aus- 
gleich durch Senkung der Gewerbe- 
steuerumlage gewährt, der den Verlust 
nicht nur ausgleicht, sondern den Kom- 
munen in den ersten Jahren zusätzliche 
Einnahmen bringt. 

5. Die solide Finanzpolitik des Bundes 
hat den Kapitalmarkt spürbar entlastet. 
Niedrigere Zinsen für die von ihnen aufge- 
nommenen Kredite ist auch bei den Kom- 
munen die positive Folge. 

6. Die Bundesregierung hat eine Stabili- 
tätspolitik eingeleitet, die im Jahre 1984 
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mit nur 2,4 v. H. zur niedrigsten Teue- 
rungsrate sei 15 Jahren führte. 

Auch dies spüren die Kommunen täglich: 
Der Preisanstieg für die von ihnen nach- 
gefragten Güter und Dienstleistungen ist 
so gering wie seit langem nicht mehr. 

7. Mehrere sozialpolitische Entscheidun- 
gen der Bundesregierung helfen Bürgern 
und Gemeinden: 

Im Rahmen des wiedergewonnenen finan- 
ziellen Handlungsspielraums sind die Bun- 
desleistungen für Arbeitslose verbessert 
worden: Der Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld für ältere Arbeitnehmer ab 50 Jahre, 
deren Arbeitslosigkeit erfahrungsgemäß 
überdurchschnittlich lange dauert, ist seit 
1. Januar 1985 von bisher 12 auf 18 Mona- 
te verlängert worden. Außerdem erhalten 
arbeitslose Jugendliche im Alter von 18 
bis 21 Jahre wieder Kindergeld. 

Die Verbesserungen werden die Kom- 
munen finanziell entlasten, denn eine 
Reihe von Arbeitslosen wird ergän- 
zende Hilfe nach dem Bundesozialhil- 
fegesetz nicht mehr in Anspruch neh- 
men müssen. 

Ich halte dies für einen fairen Weg, der 
auch den Kommunen zeigt, daß sich der 
Bund auch ihnen gegenüber nicht aus sei- 
ner Verantwortung für die finanziellen Fol- 
gen der Arbeitslosigkeit stehlen will. So- 
bald es die finanzielle Lage des Bundes 
zuläßt, wird über weitere Leistungsverbes- 
serungen nachzudenken sein. Aber auch 
bei späteren Überlegungen sollte die be- 
währte Struktur der sozialen Sicherung 
bei Arbeitslosigkeit im Grundsatz nicht 
verändert werden. 

8. Für 1986 ist wieder eine Anhebung des 
Wohngeldes vorgesehen. Dadurch min- 
dern sich die Aufwendungen, die die 
Kommunen im Rahmen der Sozialhilfe 
für die Kosten der Unterkunft aufzubrin- 
gen haben, um rund 300 Mio. DM. 

9. Mit einem Bündel arbeitsmarktpoliti- 
scher Maßnahmen bekämpft die Bundes- 
regierung die Arbeitslosigkeit als eine der 
Ursachen für den Anstieg der Sozialhilfe- 
ausgaben. 

• Wir haben die im Arbeitsförderungsge- 
setz vorgesehenen Möglichkeiten ausge- 
weitet. Die Mittel für Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen, berufliche Bildung, Einglie- 
derungsbeihilfen, Winterbauförderung, be- 
rufliche Rehabilitation und Leistungen für 
den Vorruhestand wurden gegenüber 
1982 um 40 v. H. auf jetzt 11 Milliarden DM 
im Jahre 1985 erhöht. Dadurch werden 
400000 Arbeitsplätze geschaffen bzw. er- 
halten. 

• Wir haben die gesetzlichen Vorausset- 
zungen für tarifvertragliche Vorruhe- 
standsregelungen geschaffen, um älteren 
Arbeitnehmern einen vorzeitigen Eintritt in 
den Ruhestand zu ermöglichen. 

• Wir haben den Arbeitsmarkt durch das 
Gesetz zur Förderung der freiwilligen 
Rückkehr von Ausländern entlastet. Viele 
Ausländer kehrten dadurch freiwillig in ih- 
re Heimat zurück. 

• Der Deutsche Bundestag hat vor kur- 
zem das Beschäftigungsförderungsgesetz 
verabschiedet, das vor allem die Möglich- 
keiten wesentlich erweitert, befristete Ar- 
beitsverträge abzuschließen. Wir gehen 
davon aus, daß dadurch und auch durch 
Abbau von Dauerüberstunden neue Ar- 
beitsplätze geschaffen werden und viele 
Arbeitslose die Chance zur Rückkehr in 
das Erwerbsleben erhalten. 

Die bisher wirksam gewordenen Maßnah- 
men haben zusammen mit der eingeleite- 
ten Wirtschaftsbelebung dazu beigetra- 
gen, daß der Anstieg der Arbeitslosigkeit 
abgebremst werden konnte und Ansätze 
einer allmählichen Besserung erkennbar 
werden. Der temporäre Rückschlag durch 
den harten Winter ändert an dieser Trend- 
aussage nichts. Ich bin zuversichtlich, daß 
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ss m diesem Jahr zu dem prognostizierten 
uckgang  der Arbeitslosenzahlen   kom- 

men wird. 

• Zur Verbesserung der Situation der 
,egebedürftigen und ihrer Pflegeperso- 

en nat die Bundesregierung im Septem- 
er 19ß4 ein Konzept vorgelegt. 

'e schlägt darin — entsprechend der An- 
ndigung   in   der   Regierungserklärung 

0r^ 4. Mai 1983 — ein Bündel von Einzel- 
aßnahmen zur Förderung der häuslichen 
sge und ambulanten Versorgung Pfle- 

gebedürftiger vor. Ziel dieser Maßnahmen 
• daß jeder, der in der häuslichen Umge- 

cJJn9 gepflegt werden kann, die erforderli- 
e
nen Hilfen erhält und so die Aufnahme in 
'n Heim solange wie eben möglich ver- 
öden wird. Die Bundesregierung will da- 
'' auch den hohen Rang persönlicher 
Sendung und Hilfe verdeutlichen. Nach 

v
rer. Auffassung ist es menschlich und 
ernünftig, daß Pflegebedürftige die Zu- 
endung ihrer Angehörigen erfahren und 
e sozialen Bindungen der Pflegebedürf- 
9en durch Verbleiben in der gewohnten 

r 
m9ebung erhalten bleiben. Die Bundes- 

^e9"erung will damit zugleich auch die 
°stenträger für die sehr kostenträchtige 
Tationäre   Pflege   -   insbesondere   die 

^rnmunen — entlasten. 

Ie Einführung einer Pflegeversicherung 
2w- eines Bundespflegegesetzes schlägt 
,e Bundesregierung aus finanz- und so- 
lalPolitischen Gründen nicht vor. Die da- 
Urch  bedingten  zusätzlichen   Belastun- 

«en können gegenwärtig weder den So- 
'alversicherungspflichtigen zugemutet 
och vom Bund aufgebracht werden. Vor 
"em würden bei einer Pflichtversicherung 

r
le Arbeitskosten erhöht, was nicht hilf- 
eich ist, um Arbeitslosigkeit schrittweise 
b2ubauen. Ausdrücklich begrüßen möch- 
6 ich, daß Versicherungen Angebote für 

pvate   Pflegeversicherungen   unterbrei- 

INFORMATION 

Erfolg für die DC - 
Niederlage 
für die Kommunisten 
Aus den Kommunal-, Provinzial- und Re- 
gionalwahlen in Italien ist die Democrazia 
Cristiana (DC) als Sieger hervorgegangen. 
Sie verbesserte ihre Position gegenüber 
den Europa-Wahlen vom vorigen Jahr von 
33 auf 34,7 Prozent und erreichte damit 
wieder die unangefochtene Spitzenposi- 
tion im italienischen Parteienspektrum. 
Besonders bemerkenswert ist aber auch 
die massive Schlappe, die Italiens Kom- 
munisten hinnehmen mußten. War es ih- 
nen bei den Europa-Wahlen gelungen, die 
Democrazia Cristiana knapp zu überholen, 
so mußten sie diesmal einen Verlust um 
fast vier Prozentpunkte hinnehmen und 
sanken bis zur 30-Prozent-Grenze. 
Da außer der DC auch die anderen, kleine- 
ren Partner der Regierungskoalition gut 
abschnitten, kommt dem italienischen 
Wahlergebnis eine überregionale Bedeu- 
tung zu. Es stärkt die Regierung und die 
sie tragenden Parteien sowohl nach innen 
wie nach außen. 

Aus europäischer Sicht ist dies, unmittel- 
bar vor dem Mailänder Gipfel, besonders 
erfreulich. Die DC ist eine der tragenden 
Europaparteien. Der maßgeblich von ihr 
beeinflußte pro-europäische Kurs der ge- 
genwärtigen Regierung in Rom wird dazu 
beitragen, daß auf dem Mailänder Gipfel 
echte Fortschritte zum Ausbau der Ge- 
meinschaft und auf dem Weg zur Europäi- 
schen Union möglich werden. Das italieni- 
sche Wahlergebnis bedeutet eine sehr gu- 
te Nachricht für alle Europäer, stellt Egon 
Klepsch, Vorsitzender der EVP-Fraktion 
im Europäischen Parlament, fest. 
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Kalkulierte Entgleisung 
Einigermaßen konsterniert war die Fernsehna- 
tion am Sonntagabend Zeuge, wie erregt Willy 
Brandt reagierte, als der Bundeskanzler ihm 
und seiner Partei in einem eher beiläufig hinge- 
worfenen Satz „primitiven Anti-Amerikanismus" 
vorwarf. Das hatte eine Eskalation zur Folge, 
die zunächst eine Wendung ins Skurrile zu neh- 
men schien, als Brandt sagte, so könne man ei- 
ne Partei nicht behandeln, die in Nordrhein- 
Westfalen die Mehrheit habe. Aber dann folgte 
eine böse Entgleisung: Der SPD-Vorsitzende 
zog eine Verbindungslinie von Goebbels zu 
Geißler. Das war, ungeachtet mancher harten 
Attacken Geißlers in der Vergangenheit, ein in- 
fames Wort. Für dünne Nerven ist Brandt ei- 
gentlich nicht bekannt; und diese Entschuldi- 
gung würde auch eher für den Wahlverlierer als 
für den Wahlsieger jenes Abends taugen. 
Brandt, so wird behauptet, habe unmittelbar 
vor seinem Fernsehauftritt noch eine Meldung 
gelesen, wonach Geißler für 1987 „eine klare 
Auseinandersetzung über den außenpolitischen 
Kurs der SPD" ankündigte. Das war wohl der 
Auslöser; und was auf dem Bildschirm nach 

großer Aufregung aussah,  war in Wirklich**' 
offenbar ein wohlkalkulierter Gegenschlag-     , 

FAZ, 14. 5.19* 

Am Gegen-Amerikanismus Brandts gibt es 
lerdings nichts zu deuteln: Handelt es sich ^ 
Nachrüstung   und   Weltraumverteidigung,    ^ 
Genf die Dritte Welt und Nicaragua oder 
das Verhältnis zur Sowjetunion — stets ^..^ 
Reagan und seine Vereinigten Staaten scha 
getadelt als i imPe\ die Gorbatschows und deren iw 
rium. Auf dem Höhepunkt der unglückl'C ^ 
Bitburg-Diskussion äußerte Brandt Zweite 
der Kalkulierbarkeit der US-Politik. In New r 
Auch das war hochprozentig. ~ 
Über Afghanistan verliert Brandt hingegen 
Wort.  Für solche Fälle empfiehlt er »^ je 
Kopf";   primitiver   Antikommunismus   sc-n   ( 

nur. Man beobachtet also zwei Welten: Br 
preßt Kohl die als häßlich bezeichnete Phy ^ 
gnomie Reagans auf. Kohl drückt Brandt m   . 
andere Richtung, so daß ein bißchen G° QC\\ 

schow durch die Züge scheint. Das mag     ^ 
zum parteipolitischen „Schlagabtausch" 9    (. 
ren — Krach der Welten, nicht Krieg delr* 
ne.   Goebbels-Vergleiche jedoch sind .v^. 
dum". Man könnte meinen, Brandt habe n ^ 
prozentig aus dem Gedächtnis verloren, 
der Joseph Goebbels eigentlich war.   _ , \^> 

Die Welt, 14.5. 
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